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BRAO-Reform: Welche 
Rechtsfragen im Moment 
die Praxis beschäftigen?
Zur Zulassungs- und Versicherungspfl icht und 
zu den Rechtsfolgen bei deren Verletzung
Dr. iur. Hermann Wilhelmer, Wien

Die große BRAO-Reform ist ein Meilenstein. Das seit dem 
1. August 2022 geltende neue Recht bringt jedoch bei näherer 
Betrachtung des Gesetzestextes und der Gesetzesbegründun-
gen – wie jede umfassende Neuordnung des Rechts – auch 
Unklarheiten und Inkonsistenzen mit sich. Soweit die BRAO-
Reform Fragen im Zusammenhang mit dem Berufshaft-
pfl ichtversicherungsschutz betriff t, werden nachfolgend aus-
gewählte Rechtsfragen einer weiteren Diskussion unterzogen, 
die in der Praxis kontrovers erörtert werden. Der nachfolgende 
Beitrag geht auch auf eine vom Gesetzgeber geplante Geset-
zesnovelle zur BRAO ein, in deren Rahmen insbesondere eine 
off ene (strittige) Rechtsfrage zur pfl ichtversicherungskonfor-
men Jahreshöchstleistungsmaximierung bei ausländischen 
Berufsausübungsgesellschaften rechtsklärend geregelt wer-
den soll.

I. Fragen im Zusammenhang mit der Zulassungs-
pfl icht von Berufsausübungsgesellschaften

1. Sind alle Berufsausübungsgesellschaften zulassungs-
pfl ichtig?

Per 1. August 2022 wurden haftungsbeschränkte und inter-
professionelle Berufsausübungsgesellschaften zulassungs-
pfl ichtig. Spätestens bis zum 1. November 2022 hat jede 
zulassungspfl ichtige Berufsausübungsgesellschaft einen ent-
sprechenden Zulassungsantrag bei der zuständigen Rechts-
anwaltskammer zu stellen. Obwohl § 59f Abs 1 BRAO n.F. 
vom Grundsatz der Zulassungspfl icht aller Berufsausübungs-
gesellschaften ausgeht, sieht § 59f Abs. 1 Satz 2 BRAO n.F. 
wesentliche Ausnahmen hierzu vor. Nicht zulassungspfl ichtig 
sind alle nicht haftungsbeschränkten Berufsausübungsgesell-
schaften, sofern darin (nur) Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte oder Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gemeinsam 
mit Berufsangehörigen vergleichbaren Berufsrechts (siehe 
§ 59f Abs 1 Satz 2 mit Verweis auf § 59c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BRAO n.F.), also mit Patentanwälten, Steuerberatern, Steuer-
bevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern oder vereidigten Buch-
prüfern, gemeinschaftlich berufsausausübend tätig werden.1

Zulassungspfl ichtig sind (als Berufsausübungsgesellschaf-
ten) hingegen alle Kapitalgesellschaften, haftungsbeschränk-
te Personengesellschaften, interprofessionelle Gesellschaften 
mit Vertretern freier Berufe gemäß § 1 Abs. 2 PartGG, die 
bisher nicht sozietätsfähig waren, sowie alle ausländischen 
Berufsausübungsgesellschaften gemäß § 207a BRAO n.F. un-
abhängig von deren Rechtsform.2 Mit anderen Worten: Die 
bisher klassische, rein anwaltliche, nicht haftungsbeschränkte 

Personengesellschaft (als GbR oder PartG) beziehungsweise 
die bisherige klassische, interprofessionelle, nicht haftungsbe-
schränkte Personengesellschaft aus Rechtsanwälten, Patent-
anwälten, Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern, also das 
Gros der Berufsausübungsgesellschaften, ist weiterhin nicht 
zulassungspfl ichtig.3

Richtigerweise ist in der Praxis daher nur eine „Minderheit“ 
der Berufsausübungsgesellschaften zulassungspfl ichtig.4 In 
der Diskussion um die BRAO-Reform ist jedoch der Eindruck 
zu gewinnen, alle Berufsausübungsgesellschaften wären zu-
lassungspfl ichtig. Manche Stimmen sprechen (irreführend) 
sogar davon, „nahezu alle Berufsausübungsgesellschaften“ 
würden zulassungspfl ichtig werden. Empirisch gesehen sind 
hingegen nur circa 20 Prozent der bestehenden Berufsaus-
übungsgesellschaften zulassungspfl ichtig (circa 18 Prozent 
entfallen dabei auf PartGmbBs und circa ein Prozent auf aus-
ländische Berufsausübungsgesellschaften wie UK/US-LLPs).5

2. Droht der Entfall der Rechtsdienstleistungsbefugnis oder 
des Haftungsprivilegs im Fall der Nichtzulassung zulas-
sungspfl ichtiger Berufsausübungsgesellschaften?

Bis spätestens 1. November 2022 muss von zulassungspfl ichti-
gen Berufsausübungsgesellschaften ein entsprechender Zu-
lassungsantrag bei den zuständigen Rechtsanwaltskammern 
gestellt werden (§ 209a Abs. 2 BRAO n.F.). Sollte diese Frist ver-
säumt werden, stellen einige Stimmen in der Literatur in den 
Raum, zulassungspfl ichtigen Berufsausübungsgesellschaften 
könnte der Entzug der Rechtsdienstleistungsbefugnis (nicht 
nur der Postulationsfähigkeit) drohen.6 „Minderschwer“ wird 
vorgebracht, die PartGmbB könne bei Nichtzulassung ihres 
Haftungsprivilegs verlustig gehen und auf eine PartG zurück-
gestuft werden.7

Beide Befürchtungen beziehungsweise in den Raum ge-
stellten Rechtsfolgen einer Nichtzulassung überzeugen (ins-
besondere mit Blick auf das Konzept der BRAO-Reform) nicht. 
Das Recht zur Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch 
Berufsausübungsgesellschaften (geregelt in § 59k BRAO n.F.) 
ist nach dem klaren gesetzgeberischen Willen von der Postu-
lationsfähigkeit (diese ist in § 59l BRAO n.F. geregelt) sowie 
von der Frage der Zulassungspfl icht und der Führung von Zu-
lassungsverfahren (siehe dazu die §§ 59f und 59g BRAO n.F.) 
zu unterscheiden. Dies entspricht auch schon der bisherigen 
Rechtslage, da etwa eine (UK-)LLP (vor dem 1. August 2022) 
zwar rechtsdienstleistungsbefugt, nicht aber postulationsfähig 
war.8 Der Gesetzgeber anerkennt daher auch weiterhin, dass 
sich die Rechtsdienstleistungsbefugnis bei der GbR, PartG 
oder PartGmbB wie bisher schon von den in ihr tätigen, befug-
ten Gesellschaftern ableitet. Diese abgeleitete Rechtsdienst-
leistungsbefugnis zugunsten der nunmehr selbstständigen 
Berufsausübungsgesellschaften wird vom Gesetzgeber in 

 1 Siehe Christoph, AnwBl 2021, 290. 

 2 Ebd. 

 3 Ebd. 

 4 Siehe Kilian, NJW 2021, 2385. 

 5 Siehe Kilian, AnwBl 2021, 356-357; ders, AnwBl 2021, 478-479; ders, AnwBl 2021, 294-
295. 

 6 Siehe Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 319, 320. 

 7 Siehe Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 319, 320. 

 8 Siehe dazu nur Henssler, NJW 2021, 503 ff. 
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den Gesetzesmaterialien (weiterhin) ausdrücklich anerkannt.9 
Der Gesetzgeber spricht mit Blick auf § 59k BRAO sogar von 
einer bloß klarstellenden (und insofern deklaratorischen) Re-
gelung.10 § 59l BRAO n.F. dehnt nach dem gesetzgeberischen 
Willen die Postulationsfähigkeit hingegen über den bishe-
rigen § 59l BRAO a.F. sowie über den bisherigen § 7 Abs. 4 
PartGG auf alle Berufsausübungsgesellschaften (konstitutiv) 
aus.11 Der Entfall der Berufsbefugnis gemäß § 209a BRAO n.F. 
bezieht sich (materiell gesehen) in diesem Ausmaß daher nur 
auf die Postulationsfähigkeit, die durch § 59l BRAO n.F. (im 
Fall der Zulassung erst) konstitutiv begründet wird oder die 
– wie im Fall der PartG – bisher schon bestand, nicht jedoch 
auf die (deklaratorische Regelung zur) Rechtsdienstleistungs-
befugnis gem § 59k BRAO n.F. Die Postulationsfähigkeit der 
Berufsausübungsgesellschaft etwa in Form einer LLP, die sich 
mangels Zulassung nicht konstituiert, kann überdies durch 
Nichtzulassung logischerweise nicht entfallen.

Anwaltsgerichtliche Maßnahmen gemäß § 113 BRAO n.F.  
i.V.m. § 114 BRAO n.F. (wie etwa der Entzug der Rechtsdienst-
leistungsbefugnis) richten sich zudem nur gegen bereits zu-
gelassene Berufsausübungsgesellschaften, nicht gegen noch 
nicht zugelassene Berufsausübungsgesellschaften.12 Pönali-
siert werden können, wenn überhaupt, gemäß § 113 Abs. 1 
BRAO n.F. (dann) nur die Gesellschafter einer zulassungs-
pfl ichtigen Gesellschaft. Gemäß § 113 Abs. 1 BRAO n.F. könn-
te die Rechtsanwaltskammer den Gesellschaftern einer zulas-
sungspfl ichtigen Gesellschaft (theoretisch) ein Berufsverbot 
erteilen. Dieses würde allenfalls mittelbar gegenüber der Be-
rufsausübungsgesellschaft wirken. Ungeachtet dessen ist aber 
schon fraglich, ob angesichts der klarstellenden Regelung des 
Gesetzgebers zur abgeleiteten Rechtsdienstleistungsbefugnis 
der Berufsausübungsgesellschaft gemäß § 59k BRAO n.F. ein 
Berufsverbot gegenüber den Gesellschaftern − und damit al-
lenfalls mittelbar gegenüber einer zulassungspfl ichtigen Be-
rufsausübungsgesellschaft − überhaupt verhältnismäßig (und 
damit gesetzes- und verfassungskonform) wäre.

Warum die PartG mbB mangels Zulassung ihr Haftungs-
privileg verlieren sollte,13 bleibt ebenfalls rätselhaft. Das Haf-
tungsprivileg der PartG mbB hängt (nur) von der Vorhaltung 
einer entsprechenden Berufshaftpfl ichtversicherung ab (siehe 
bisher § 51a BRAO a.F. in Verbindung mit § 8 Abs. 4 PartGG; 
nunmehr § 59o Abs. 1 BRAO n.F.).14 Gerade die Systema-
tik des BRAO-Reform-Gesetzes zeigt mit Deutlichkeit, dass 
(auch) zwischen Zulassungspfl icht (§ 59f BRAO n.F.) und 
Versicherungspfl icht (§ 59n BRAO n.F.) zu unterscheiden ist. 
Es werden zwar alle Berufsausübungsgesellschaften versi-
cherungspfl ichtig, nicht jedoch zulassungspfl ichtig. Insofern 
kann die Nichtzulassung keine Auswirkungen auf den Versi-
cherungsschutz haben, der wiederum für die Etablierung des 
Haftungsprivilegs der PartG mbB konstitutiv ist. Lässt sich die 
PartG mbB als haftungsbeschränkte Berufsausübungsgesell-
schaft trotz Zulassungspfl icht nicht zu, bleibt ihr bei Vorhal-
tung der entsprechenden Pfl ichtversicherung gleichwohl das 
Haftungsprivileg erhalten.

Ungeachtet dieser Fragestellungen sollte jede zulassungs-
pfl ichtige Berufsausübungsgesellschaft selbstverständlich  
ihre Zulassung beantragen. Andernfalls würde schon aus Re-
putationsgründen eine nicht zu vertretende Berufsrechtsver-
letzung begangen werden.

3. Zulassungsanträge und Zulassungsverfahren bis spätes-
tens 1. November 2022

Zulassungspfl ichtige Berufsausübungsgesellschaften können 
sich die entsprechenden Zulassungsanträge bereits seit Som-
mer 2022 von den diversen Homepages der Rechtsanwalts-
kammern herunterladen.15 Die Zulassungsanträge inklusive 
Anhänge sind recht ausführlich und verständlich gestaltet 
worden16 und werfen in der Praxis – abgesehen von den Zulas-
sungsvoraussetzungen ausländischer Berufsausübungsgesell-
schaften17 – bisher kaum echte Probleme auf.18 Die Maßnah-
men zur Zulassung der Berufsausübungsgesellschaft unter 
Verwendung der Zulassungsbögen sollten, sofern noch nicht 
geschehen, möglichst bald vor dem 1. November 2022 abge-
schlossen, und Zulassungsanträge spätestens bis dahin bei 
der Rechtsanwaltskammer gestellt werden. Ob und inwieweit 
die Rechtsanwaltskammern eine Nachfrist darüber hinaus zu-
lassen wird, wird die Praxis zeigen.

Sollte die Zulassung der Berufsausübungsgesellschaft 
durch die Rechtsanwaltskammern nach fristgerechter Antrag-
stellung nicht rechtzeitig bis zum 1. November 2022 wirksam 
erfolgen, besteht bis zur tatsächlichen Zulassung die Fiktion 
der aufrechten Rechtsdienstleistungs- und Postulationsfä-
higkeit (direkt) zugunten der Berufsausübungsgesellschaft 
(§ 209a Abs. 2 Satz 2 BRAO n.F.).

Zum Teil wird kolportiert, die Rechtsanwaltskammern wür-
den für zugelassene Berufsausübungsgesellschaften unter-
schiedlich hohe Verwaltungsgebühren beziehungsweise Kam-
mermitgliedsbeiträge vorsehen. Richtigerweise wird wohl 

 9 Siehe BT-Drs. 19/27670 zu § 59k BRAO n.F., S. 195: „Die Rechtsdienstleistungsbe-
fugnis von anwaltlichen Berufsausübungsgesellschaften ist bereits bislang durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung anerkannt (BGH, Urteil vom 9.12.2010, IX ZR 44/10, 
Rn. 6 ff. – zitiert nach juris)“. S ebenso Hartung/Uwer, EuZW 2020, 1007 ff. 

 10 Ebd.: „Der Norm (des § 59k BRAO, Anmerkung des Autors) kommt daher lediglich klar-
stellende Funktion zu“. 

 11 BT-Drs. 19/27670 zu § 59l BRAO n.F., S. 196. 

 12 Dies anerkennen auch Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 319. 

 13 Siehe FN 7. 

 14 Kilian, AnwBl 2021, 228 ff; Diller, AnwBl 2021, 475 weist darauf hin, dass § 8 Abs. 
4 PartGG und § 59o Abs. 1 BRAO n.F. nicht recht zusammenpassen, da § 8 Abs 4. 
PartGG regelt, dass eine persönliche Haftung entfällt, wenn eine bestimmte Mindestver-
sicherungssumme eingedeckt ist, während § 59o Abs. 1 BRAO n.F. den rechtsform-
bedingten Ausschluss der Haftung bereits voraussetzt und erst als Folge davon eine 
Mindestversicherungssumme in Höhe von 2,5 Millionen Euro anordnet. 

 15 Siehe z.B. https://www.rak-dus.de/zulassungspfl icht-fuer-partg-mbb-ab-01-08-2022/, 
https://www.rak-hamburg.de/mitglieder/formulare/berufsausuebungs-gesellschaften/; 
https://www.rak-muenchen.de/fi leadmin/downloads/01_Rechtsanwaelte/Zulas-
sung_und_Mitgliedschaft/Zulassung/BAG/Zulassungsantrag_BAG.pdf; https://www.
rak-koeln.de/content/download/2872/44682/version/6/fi le/AntragZ12_auf-Zulassung-
einer-Berufsausuebungsgesellschaft_NEU.pdf). 

 16 Man hätte beim Fragenkatalog zu Vereinfachungszwecken allenfalls noch etwas stärker 
zwischen der Zulassung inländischer Berufsausübungsgesellschaften und ausländi-
scher Berufsausübungsgesellschaften unterscheiden können. 

 17 Siehe dazu Hauptmann/Hartung, AnwBl Online 2022, 376 ff. 

 18 Diskutiert wird allerdings, ob und inwieweit Rechtsanwaltskammern in den Gesellschaf-
tervertrag der Berufsausübungsgesellschaft Einsicht nehmen dürfen, um zu prüfen, ob 
dort entsprechende Regelungen zum Ausschluss von gegen Berufsrecht verstoßende 
Berufsträger enthalten sind. Analog zur Zulassung von ausländischen Berufsaus-
übungsgesellschaften (siehe Hauptmann/Hartung, AnwBl Online 2022, 383) sollte 
hierbei das Einsichtsrecht der Rechtsanwaltskammern auf die relevanten Passagen 
im Gesellschaftsvertrag beschränkt sein. Einen weiteren Diskussionspunkt stellt die 
Frage dar, wer bei einer Personengesellschaft als Geschäftsführungs- beziehungsweise 
Aufsichtsorgan anzusehen ist und wer gemäß § 60 Abs. 2 Nr. 3 BRAO n.F. Mitglied 
einer Rechtsanwaltskammer wird. Zudem wird von einigen Rechtsanwaltskammern 
die Auffassung vertreten, dass bei einer ausländischen Berufsausübungsgesellschaft 
gemäß § 31 Abs. 4 Nr. 6 BRAO n.F. alle Gesellschafterinnen und Gesellschafter weltweit 
in das amtliche Anwaltsverzeichnis einzutragen sind, was einen sehr hohen Aufwand 
begründet. 



556 AnwBl Online 2022 BRAO-Reform: Welche Rechtsfragen im Moment die Praxis beschäftigen?, Wilhelmer

Aufsätze

– wie dies auch der Gesetzgeber annimmt – von jenen Gebüh-
ren beziehungsweise Kammerbeiträgen auszugehen sein, wie 
sie bei der Zulassung der Anwalts-GmbH praktiziert wurden/
werden.19 Manche Rechtsanwaltskammern dürften nach un-
serer Einschätzung mit Blick auf den Zulassungsvollzug und 
die damit verbundenen Zulassungskriterien allerdings libera-
ler sein als andere. Insofern kann es entscheidungsrelevant 
sein, bei welcher Rechtsanwaltskammer sich eine Berufsaus-
übungsgesellschaft zulässt, sofern diese Frage gestaltbar ist.

II. Zur Einordnung von Berufsausübungsgesell-
schaften als haftungs- oder nichthaftungsbeschränk-
te Gesellschaft

1. KG und GmbH & Co KG

Gemäß § 59o Abs. 1−3 BRAO n.F. beträgt die Pfl ichtversiche-
rungssumme für nicht haftungsbeschränkte Gesellschaften 
(unter anderem für die GbR, oHG, PartG) 0,5 Millionen Euro, 
beziehungsweise für haftungsbeschränkte Gesellschaften 
(unter anderem für die PartG mbB, GmbH & Co KG, GmbH, 
AG, UG), wenn sie groß sind (das heißt ab elf Berufsträgern) 
2,5 Millionen Euro, und wenn sie klein sind (also bei weniger 
als elf Berufsträgern) 1,0 Millionen Euro.

Herrschend ist die Ansicht, „die KG“ sei nach dem Willen 
des Gesetzgebers eine haftungsbeschränkte Gesellschaft.20 
Es mag sein, dass in der Diskussion zur Zulassung der KG 
als Berufsausübungsgesellschaft im freiberufl ichen Bereich 
bisher immer nur von der GmbH & Co KG ausgegangen 
worden ist.21 Zwingend ist diese Ansicht nach dem Wortlaut 
des § 59b Abs. 2 BRAO n.F. jedoch nicht. Nach dem klaren 
Gesetzeswortlaut sollen zukünftig „alle“ Gesellschaften nach 
deutschem Recht, einschließlich der Handelsgesellschaften, 
als Berufsausübungsgesellschaften genutzt werden können. 
Wenn dem so ist, muss dies auch für die „einfache“ KG gelten, 
in der die Komplementärstellung nur durch eine natürliche 
Person, und nicht durch eine juristische (haftungsbeschränk-
te) Person eingenommen wird (inwieweit Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte von der Rechtsform einer einfachen KG, 
wie etwa auch von der Rechtsform einer oHG, Gebrauch ma-
chen werden, steht auf einem anderen Blatt).

Ob die Rechtsauff assung, wonach die KG generell eine 
haftungsbeschränkte Gesellschaft sei, (diese ergibt sich auch 
durchaus aus der Gesetzesbegründung,22 nicht jedoch aus 
dem Wortlaut des § 58o Abs 1 BRAO n.F.), wirklich trägt und 
dem Gesetzeswortlaut in § 59o Abs 1 BRAO n.F. („keine natür-
liche Person haftet rechtsformbedingt oder die Haftung von 
natürlichen Personen ist beschränkt“) derogiert23 (bei einer 
einfachen KG haftet die natürliche Person als Komplemen-
tär unbeschränkt, siehe § 161 Abs. 2 in Verbindung mit § 128 
HGB, insofern liegt keine rechtsformbedingte Haftungsbe-
schränkung „aller“ natürlichen Personen gemäß § 59o Abs. 1, 
3 BRAO vor), muss (auch aufgrund der Logik und der Sys-
tematik des § 58o BRAO n.F.) mit guten Gründen verneint 
werden.24 Aus Gründen der Vorsicht und bis zu einer verbind-
lichen Klärung dieser Rechtsfrage (durch Gerichte, Behörden 
oder den Gesetzgeber) wird die KG aber wohl als haftungsbe-
schränkte Gesellschaft eingeordnet werden müssen, um der 
damit verbundenen entsprechend höheren Versicherungs-
pfl icht von 2,5 Millionen Euro25 vorsorglich Genüge zu tun.

Die Diskrepanz zum eigentlich rechtlich Gesollten bleibt 
jedoch bestehen.

Liegt auf der Ebene des Komplementärs ohnehin (auch) eine 
haftungsbeschränkte Gesellschaft, etwa in Form einer GmbH 
vor, ist die KG zweifelsfrei als haftungsbeschränkte Gesell-
schaft einzuordnen.26 Die Mindestversicherungssumme bei 
der GmbH & Co KG beträgt unstrittig 2,5 Millionen Euro.

2. Einstufung der LLP

Die UK-LLP (mit Verwaltungssitz in UK) ist nach der hier ver-
tretenen Auff assung als haftungsbeschränkte Gesellschaft ein-
zuordnen. Auch wenn nach dem Haftungsregime des Sitzor-
tes in UK die handelnden Partner dem Mandanten gegenüber 
aus Delikt direkt haften, fi ndet (bei Dienstleistungserbrin-
gung) durch die LLP in Deutschland auf das Anwaltsmandat 
deutsches Recht Anwendung, sodass es zu keiner persönli-
chen Haftung der Partner neben der LLP kommt.27 Mit Ein-
führung der PartG mbB hat der deutsche Gesetzgeber dieses 
kombinierte Haftungsregime akzeptiert.28 Die UK-LLP hat da-
her eine Mindestversicherungssumme von 2,5 Millionen Euro 
vorzuhalten.

Gleiches gilt für US-LLPs, wenn diese nach dem Recht 
des Heimatortes  (des jeweiligen bundestaatlichen Rechts 
in den USA) als haftungsbeschränkte Gesellschaften einzu-
stufen sind.29 Etwas anderes kann gelten, wenn die Gesell-
schaftsform der US-LLP mit Verwaltungssitz in den USA 
nach dem Recht ihres Heimatortes als solche gar nicht zur 
Gänze enthaftend wirkt, sondern weiterhin eine Haftung der 
handelnden Personen neben der Gesellschaft greift.30 Nach 
der hierzu (in Deutschland) (durch die Judikatur des BGH) 
anzuwendenden Gründungstheorie31 liegt diesfalls auch nach 
deutschem Pfl ichthaftpfl ichtversicherungsrecht keine haf-

 19 Vgl. BT-Drs. 19/27670, S. 149; Christoph, AnwBl 2022; 290; Zimmermann/Dörne, AnwBl 
Online, 2022, 319. 

 20 Siehe etwa Kilian, NJW 2022, 2385; Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 321; 
Zimmermann/Hartung, NJW 2022, 1792, 1973; AnwBl Online 2022, 406. 

 21 Siehe Blunk/Hasenstab/Schröder, AnwBl 2019, 150−154; siehe auch Kilian, AnwBl 
2021, 38−39. 

 22 Siehe BT-Drs. 19/27670 zu § 59o Abs 1 BRAO n.F., S. 198−199. 

 23 Hierzu eine kurze Anmerkung zur Methodik bei der Gesetzesauslegung: In der 
juristischen Methodenlehre ist anerkannt, dass der eindeutige Gesetzeswortlaut einer 
abweichenden Gesetzesbegründung vorgeht. Den Gesetzesmaterialien kommt im 
Vergleich zum Gesetzeswortlaut nur die Funktion einer Auslegungshilfe zu. Steht eine 
Gesetzesbegründung konträr zum tatsächlichen Gesetzeswortlaut ist eine Interpretation 
contra legem nicht (mehr) möglich, siehe nur F. Bydlinski/P. Bydlinksi, Grundzüge der 
juristischen Methodenlehre3 (2018) 110; P. Bydlinski, Bürgerliches Recht – Allgemeiner 
Teil I9 (2021) Rz 1/47. Zu den amtlichen Materialien im Gesetzgebungsverfahren als (blo-
ße) „Hilfsmittel“ der Auslegung siehe auch Möllers, Juristische Methodenlehre4 (2021) 
§ 4 Rz 161 ff. Zu den Gesetzesmaterialien als Auslegungshilfe siehe zudem auch Hirte, 
AnwBl 2020, 480 ff. 

 24 So zutreffend auch Diller, AnwBl 2022, 225−226, der die „einfache“ KG als nicht haf-
tungsbeschränkte Berufsausübungsgesellschaft einstuft, weil nicht „alle“ Gesellschafter 
einer einfachen KG (im Ausmaß der Stammeinlage) beschränkt haften, was nach dem 
differenzierten Pfl ichtversicherungskonzept des § 58o BRAO n.F. in Zusammenschau 
von Abs. 1 und Abs. 3 jedoch erforderlich ist. 

 25 Siehe zu dieser Empfehlung auch AnwBl Online 2022, 406. 

 26 Siehe so auch Diller, AnwBl 2022, 226; Kilian, NJW 2022, 2385; Riechert, AnwBl 2022, 
105; ders, AnwBl 2022, 422−423. 

 27 Siehe Diller, AnwBl 2022, 226. 

 28 Siehe Kerstges, AnwBl Online 2021, 116, 118; ebenso Henssler, NJW 2014, 1761, 1763 
ff (zur Diskussion siehe zum Teil anders Diller, AnwBl 2022, 226, der die Einstufung der 
UK-LLP als nicht haftungsbeschränkte Gesellschaft erwägt). 

 29 So etwa eine US-LLP nach dem Recht des Bundesstaates Illinois gem 805 ILCS (Illinois 
Compiled Statues) 206/306 lit. c. 

 30 Nach dem Recht des Bundesstaates New York wirkt die US-LLP (Registered Limited 
Liability Partnership/RLLP) für den handelnden Gesellschafter nicht enthaftend, s dazu 
die Arbeit von Heilemann, Die Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaf-
tung für Rechtsanwälte. Ihre Wettbewerbsfähigkeit auf der Grundlage eines Vergleichs 
mit der Registered Limited Liability Partnership für Rechtsanwälte nach dem Recht des 
Staates New York, USA (2017); s ebenso Kilian, AnwBl 2018, 546 (547) (Rezension zum 
Buch von Heilemann). 

 31 Kerstges, AnwBl Online 2021, 118−119. 
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tungsbeschränkte Gesellschaft vor, weshalb vertreten werden 
kann, dass für derartige US-LLPs gemäß § 59o Abs. 3 BRAO 
n.F. nur eine Mindestversicherungssumme von 0,5 Millionen 
Euro vorzuhalten ist.

III. Zur Einstufung als „kleine“ oder „große“ haf-
tungsbeschränkte Berufsausübungsgesellschaft

Gemäß § 59o Abs. 2 BRAO n.F. richtet sich bei haftungsbe-
schränkten (anwaltlichen) Berufsausübungsgesellschaften die 
Höhe der Mindestversicherungssumme nach der Anzahl der in 
der Berufsausübungsgesellschaft tätigen Berufsträger (Befug-
nisinhaber). Nicht maßgeblich ist – wie bei der Jahreshöchst-
leistungsregelung gemäß § 59o Abs. 4 BRAO n.F. – die Anzahl 
der Gesellschafter beziehungsweise der Geschäftsführer, die 
nicht Gesellschafter sind. Sind in einer Berufsausübungsge-
sellschaft elf Berufsträger oder mehr soziiert beziehungsweise 
(als Angestellte beziehungsweise freie Mitarbeiter, ob Vollzeit 
oder Teilzeit) „tätig“,32 gilt eine Mindestversicherungssumme 
in Höhe von 2,5 Millionen Euro, ansonsten die geringere Min-
destversicherungssumme in Höhe von einer Millionen Euro.

Kontrovers diskutiert wird, welche Berufsträger gemäß 
§ 59o Abs. 2 BRAO n.F. bei einer gemischten Sozietät zu be-
rücksichtigen sind. Zum einen wird die Ansicht vertreten, 
dass – nach der BRAO – nur Rechtsanwälte als Berufsträger 
zählmaßgeblich sind.33 Nach anderer Ansicht (und nach dem 
klaren Gesetzeswortlaut in § 59o Abs 2 BRAO n.F.) sind bei 
der Zählung auch Berufsträger aus einem anderen sozietäts-
fähigen Beruf (gemäß § 59c Abs. 1 BRAO n.F.) zu berücksich-
tigen.34 Da sich gemäß § 52n PAO n.F. die Höhe der Mindest-
versicherungssumme (2,5 Millionen Euro ab elf Berufsträger, 
einer Millionen Euro bis zu zehn Berufsträger) für Patent-
anwälte ebenfalls nach der Anzahl der in einer Berufsaus-
übungsgesellschaft tätigen Berufsträger, hier wiederum nach 
der gleichen Maßgabe an soziierungsfähigen Berufen, richtet, 
ist diese Ansicht auch systemkonform. Anderes gilt für die 
Pfl ichtversicherung gemäß § 55f StBerG n.F., die (wie auch 
§ 54 Abs. 4 WPO) eine Unterscheidung zwischen „kleinen“ 
und „großen“ Berufsausübungsgesellschaften nicht kennt 
und von einer einheitlichen Mindestversicherungssumme in 
Höhe von einer Million Euro ausgeht.

Da sich die Höhe der Mindestversicherungssumme für 
eine (auch anwaltliche) Berufsausübungsgesellschaft nach der 
BRAO gemäß § 59o Abs. 2 n.F. nach der Anzahl der Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte sowie nach Anzahl anderer 
soziierungsfähiger Berufe gemäß § 59c Abs. 1 BRAO n.F., 
wie etwa Patentanwälte oder Steuerberater, richtet, fi ndet da-
mit eine Abweichung vom Prinzip statt, wonach (gemäß dem 
Grundkonzept des aktuellen Berufsrechte-Gesetzgebers) die 
Pfl ichtversicherungserfordernisse im Fall einer interprofes-
sionellen Berufsausübungsgesellschaft jeweils nach der Be-
rufsordnung der zu versichernden Berufsgruppe separat (und 
nicht kumulierend oder übergreifend) zu beurteilen sind.35 
Für Anwälte haben sich die Pfl ichtversicherungsbestimmun-
gen zum Beispiel nach § 59o BRAO n.F. beziehungsweise § 51 
BRAO, für Patentanwälte nach § 52n PAO n.F. beziehungs-
weise § 45 PAO sowie für Steuerberater nach § 55f StBerG 
n.F. in Verbindung mit § 67 Abs. 1 StBerG zu richten.36 In 
einer interprofessionellen Berufsausübungsgesellschaft ist 
für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte § 59o Abs. 4 BRAO 
n.F. maßgeblich für die Mindestversicherungssumme, und 
für Steuerberater § 55f StBerG.37

IV. Zur Jahreshöchstleistung bei Berufsausübungs-
gesellschaften

1. Bei inländischen Berufsausübungsgesellschaften

Gemäß § 59o Abs. 4 BRAO n.F. hat der Versicherer die Min-
destversicherungssumme für die Berufsausübungsgesell-
schaft maximiert mit der Anzahl der Gesellschafter, sowie 
der Geschäftsführer, die nicht Gesellschafter sind, jedoch je 
Berufsausübungsgesellschaft mindestens 4-fach pro Jahr, ver-
pfl ichtend zu leisten. Der Anknüpfungstatbestand für die Re-
gelung der Jahreshöchstleistung, nämlich das Abstellen auf 
die Anzahl der „Gesellschafter und Geschäftsführer, die nicht 
Gesellschafter sind, stammt von der bisher für die Anwalts-
GmbH geltenden Norm des § 59j BRAO a.F.

2. Bei ausländischen Berufsausübungsgesellschaften

a) § 59o Abs. 4 BRAO in der aktuellen Fassung
Mit § 207a BRAO n.F. schaff te der Gesetzgeber erstmals ein 
Berufsrecht für ausländische Berufsausübungsgesellschaf-
ten.38 Bisher war unklar, welche Jahreshöchstleistungsmaxi-
mierung ausländische Berufsausübungsgesellschaften ge-
mäß § 207a Abs 2 BRAO n.F. in Verbindung mit § 59o Abs 4 
BRAO n.F. pfl ichtversicherungskonform vorzuhalten haben.

Gemäß § 59o Abs 4 BRAO n.F., worauf § 207a Abs 2 BRAO 
n.F. verweist, ist bei der Bemessung der Jahreshöchstleistung 
auf die Zahl der Gesellschafter einer Berufsausübungsgesell-
schaft abzustellen, wobei mindestens eine 4-fache Jahres-
höchstleistung bestehen muss. Nach der Gesetzesbegründung 
zu § 59o Abs 4 BRAO n.F. wird hinsichtlich der Maximie-
rungsregelung bei der Jahreshöchstleistung ausdrücklich auf 
das „typische Haftungsrisiko“ abgestellt.39 Gemeint ist hierbei 
jenes Haftungsrisiko, das sich aus der Anzahl der gegenüber 
den Mandanten tatsächlich berufsausübenden Gesellschafter 
und Geschäftsführer ergibt.40 Mit steigender Anzahl der Ge-
sellschafter, so die weitere Gesetzesbegründung, steigt die 
Zahl der zu bearbeitenden Mandate und insofern auch das 
Haftungsrisiko der Berufsausübungsgesellschaft.41 Die Maxi-
mierung der Jahreshöchstleistung soll sich nach dem Willen 
des Gesetzgebers daher nach dem „tatsächlichen“ Haftungs-
risiko richten, das durch eine Berufsausübungsgesellschaft 
über deren Gesellschafter und Geschäftsführer, die zur akti-
ven Berufsausübung verpfl ichtet sind,42 entsteht.

 32 Diller, AnwBl 2021, 474; Riechert, AnwBl 2022, 422−423. 

 33 Siehe Riechert, AnwBl 2022, 104−105. 

 34 Kilian, AnwBl 2021, 228-229. Auch Riechert dürfte sich nunmehr dieser Position an-
schließen, siehe ders, AnwBl 2022, 422−423. 

 35 Siehe dazu die Gesetzesbegründung zu § 59c Abs 2 BRAO n.F. BT-Drs. 19/27670, S. 
177−180; siehe ebenfalls andeutungsweise Riechert, AnwBl 2022, 422. 

 36 Der Berufsrechte-Reform-Gesetzgeber geht durch die Novellierung der BRAO, PAO und 
des StBerG insofern vom bisher anerkannten Prinzip des strengsten pfl ichthaftpfl icht-
versicherungsbedingten Berufsrecht ab (siehe zu diesem seinerzeitigen Grundsatz die 
Gesetzesbegründung im Zusammenhang mit der Einführung der PartG mbB BT-Drs 
17/13944, S. 21; ebenso Riechert, AnwBl 2014, 268) und lässt hierzu in interprofessio-
nellen Berufsausübungsgesellschaften zukünftig ein differenziertes Pfl ichthaftpfl ichtver-
sicherungsrecht zu. 

 37 Diese Ansicht wurde auch schon zur Einführung der interprofessionellen PartG mbB 
vertreten, siehe Riechert, AnwBl 2014, 268 ff, wenngleich hinsichtlich der Mindestver-
sicherungssummenhöhe von der höchsten Mindestversicherungsvorgabe, die in den 
Berufsrechten der Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer normiert war, 
ausgegangen wurde. 

 38 Siehe dazu ausführlich Hauptmann/Hartung, AnwBl Online 2022, 376 ff. 

 39 Siehe  BT-Drs. 19/27670 zu § 59o Abs 4 BRAO n.F., S. 198−199. 

 40 Ebd. 

 41 Ebd. 

 42 Dies impliziert der Begriff Berufsausübungsgesellschaft und die Pfl icht der aktiven Mit-
arbeit in dieser, siehe hierzu Römermann, AnwBl Online 2020, 590 ff, 593 ff. 
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Wenn nun allerdings Gesellschafter − wie bei einer auslän-
dischen Berufsausübungsgesellschaft − am deutschen Rechts-
markt gar nicht auftreten und damit auch keine Schäden ver-
ursachen können, fragt sich, ob diese Gesellschafter nach der 
ratio legis des aktuellen § 59o Abs. 4 BRAO n.F. bei der Maxi-
mierungsregelung mitzuzählen sind.43 § 59o Abs. 4 BRAO n.F. 
ist mit Blick auf § 207a BRAO n.F. nach der hier vertretenen 
Auff assung in seinem Wortlaut aufgrund der gesetzgeberi-
schen Wertungen teleologisch zu reduzieren. Erfasst werden 
sollen nur Gesellschafter, die gegenüber dem Mandanten auf-
grund des Inlandsprinzips auch praktisch tätig werden kön-
nen, nicht aber ausländische Gesellschafter, die schon dem 
Grunde nach gar nicht im Inland tätig sind.44

b) Geplante Novellierung des § 59o Abs. 4 BRAO n.F.
Diese Rechtsfrage wird jedoch nicht mehr durch Auslegung 
gelöst werden müssen, sondern zukünftig durch den Ge-
setzgeber entschieden. Es liegt ein Regierungsentwurf zum 
Gesetz „zur Stärkung der Aufsicht bei Rechtsdienstleistun-
gen und zur Änderung weiterer Vorschriften des Rechts der 
rechtsberatenden Berufe“ vor,45 wonach § 59o Abs. 4 Satz 1 
und 2 BRAO n.F. abweichend vom bisherigen Wortlaut zur 
Novellierung ansteht. Demnach sollen bei der Bemessung 
der Jahreshöchstleistung nur „anwaltliche Gesellschafter, die 
in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen oder nieder-
gelassen sind“ zu berücksichtigen sein. Damit ist es im Sinne 
der vom Autor zu § 59o Abs. 4 BRAO n.F. bereits vertretenen 
Auff assung klar, dass nur die in Deutschland zugelassenen 
oder niedergelassenen Rechtsanwältinnen oder Rechtsan-
wälte einer ausländischen Berufsausübungsgesellschaft zähl-
maßgeblich sind, nicht auch die ausländischen Gesellschafter 
einer ausländischen Berufsausübungsgesellschaft.

3. Exkurs: Ist eine unmaximierte Jahreshöchstleistung ver-
sicherbar?

Die geplante Korrektur des § 59o Abs. 4 BRAO n.F. ist als risi-
koadäquat zu begrüßen. In der Diskussion um den bisherigen 
Wortlaut des § 59o Abs 4. BRAO, insbesondere mit Vertretern 
aus der Versicherungswirtschaft, war angesichts der exten-
siven Auslegung der Bestimmung durch die Rechtsanwalts-
kammern der Einwand vorgebracht worden, dass bei ausländi-
schen Berufsausübungsgesellschaften mit mehreren hundert 
Partnern46 das dargelegte Verständnis des § 59o Abs. 4 BRAO 
praktisch zu einer Versicherungspfl icht mit unbegrenzter 
(unmaximierter und damit unversicherbarer) Jahreshöchst-
leistung führen würde.

Auch wenn die Reaktion der Versicherungswirtschaft ver-
ständlich ist, weil unbegrenzte Leistungspfl ichten (insbeson-
dere im Lichte der Solvency-II-Compliance) grundsätzlich 
kritisch zu beurteilen sind, ist es aber nicht so, dass „unma-
ximierte“ Versicherungsdeckungen am Markt theoretisch wie 
praktisch nicht angeboten werden würden, sofern der Gesetz-
geber derartige Leistungspfl ichten vorschreibt. Im Bereich 
der deutschen Wirtschaftsprüfer war dies gemäß §§ 54 Abs. 1 
WPO, 44b Abs. 4 WPO bis zum 1.1.2021 der Fall,47 erst mit 
dem Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität (FISG) ist 
der deutsche Gesetzgeber davon abgerückt und lässt eine Jah-
reshöchstleistungsbeschränkung auf mindestens das 4-fache 
der Mindestversicherungssumme zu.48 Auch das in Österreich 
geltende Pfl ichthaftpfl ichtversicherungsrecht, etwa zu den 
Rechtsanwälten gemäß § 21a RAO oder zu den Notaren ge-
mäß § 30 NO, zeigt schon seit dem Jahr 1999, dass unbegrenz-
te Jahreshöchstleistungen sowohl bei Einzelanwälten und 

Personengesellschaften (hier in Höhe der Mindestversiche-
rungssumme von 0,4 Millionen Euro) oder bei Rechtsanwalts-
GmbHs und Rechtsanwalts-GmbH & Co KGs (hier in Höhe 
der Mindestversicherungssumme von 2,4 Millionen Euro) ver-
sicherbar sind.49 Dies mittlerweile auch zu einem akzeptablen 
Prämienniveau.50 Eine weitgehende oder sogar unbegrenzte 
Versicherungspfl icht ist das eine, Schadenerfahrungswerte, 
auf deren Basis die Berufshaftpfl ichtversicherung als Scha-
densversicherung kalkulatorisch aufgebaut ist, und auf die es 
letztlich bei der Risikotragung wirtschaftlich ankommt, sind 
das andere. Die deutsche Versicherungswirtschaft hätte daher 
ebenso wie die österreichische mit der pfl ichtversicherungs-
rechtlichen Vorgabe einer (praktisch) unbegrenzten Jahres-
höchstleistung umgehen können, dies nach Einschätzung des 
Autors auch (versicherungsnehmerfreundlich) zu akzeptab-
len Prämien.

V. Pfl ichthaftpfl ichtversicherungsrecht und 
Scheingesellschafter/Scheingesellschaft

1. Grundlegendes

Teilweise wird die Ansicht vertreten, dass bei der Bemessung 
der Jahreshöchstleistung in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung 
etwa der PartG mbB (nunmehr gemäß § 59o Abs. 4 BRAO 
n.F., zuvor gemäß § 51a Abs. 2 BRAO a.F.,) auch Scheinge-
sellschafter mitzuzählen sind.51 Liegt eine Scheingesellschaft 
als Berufsausübungsgesellschaft vor, wird gemäß § 59n BRAO 
n.F. zudem vertreten beziehungsweise in den Raum gestellt, 
ob dass diese versicherungspfl ichtig ist.52

 43 Diese Frage ansprechend, in der Sache jedoch nicht vertieft behandelnd und nicht 
klärend, s Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 322. 

 44 Siehe analog zur Frage, ob bei einer ausländischen Berufsausübungsgesellschaft die 
ausländischen Gesellschafter in das Registerverzeichnis der deutschen Rechtsanwalts-
kammern aufzunehmen sind, auch Hauptmann/Hartung, AnwBl Online 2022, 384−354, 
die ebenfalls nur die in der deutschen Niederlassung tätigen Gesellschafter, nicht auch 
alle sonstigen ausländischen Gesellschafter einer Berufsausübungsgesellschaft als in 
das Register der Rechtsanwaltskammer eintragungspfl ichtig ansehen. 

 45 https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RegE_Sta-
erkung_Aufsicht_Rechtsdienstleistungen.pdf;jsessionid=8A7EDEDED380E-
47AE47179F7DD154055.1_cid334?__blob=publicationFile&v=2. 

 46 Zu dieser Bemerkung mit Blick auf die großen internationalen Sozietäten siehe Haupt-
mann/Hartung, AnwBl Online 2022, 384. 

 47 Gräfe/Brügge/Melchers, Berufshaftpfl ichtversicherung für rechts- und wirtschaftsbera-
tende Berufe3 (2021) A Rz 444. 

 48 Ebd. Rz 445. 

 49 Siehe dazu Wilhelmer, Berufshaftpfl ichtversicherung (2022) (im Erscheinen) Rz 724 u. 
741. 

 50 Die österreichische Versicherungswirtschaft reagierte auf das Erfordernis einer unma-
ximierten Jahreshöchstleistung bei RA-GmbHs in Höhe von 2,4 Millionen Euro anfangs 
mit sehr hohen Prämienzuschlägen. Aufgrund des (internationalen) Marktwettbewerbs 
haben sich die Prämien (wenn auch erst nach einigen Jahren) sodann wieder stark ab-
gesenkt. 

 51 Riechert, AnwBl 2014, 267, ders, AnwBl 2022, 104, ders, AnwBl 2022, 423; Zimmer-
mann, NJW 2014, 1142 (1143); ders/Dörne, AnwBl Online 2022; 322, 325 (zumindest 
mit dem Hinweis auf das Gefahrenpotenzial bei Nichtberücksichtigung des Schein-
gesellschafters in der Versicherungsdeckung); aA hingegen etwa Diller in Henssler/
Prütting, BRAO5 (2019) § 51a Rz 21; Hartung, BRAK-Mitt. 2014, 179 (183). 

 52 Riechert, AnwBl 2022, 104; Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 320. 

 53 Dazu umfassend Markworth, Scheinsozius und Scheinsozietät – die Auswirkungen des 
Rechtsscheins in GbR und PartG (2016). 

 54 Markworth  geht auf den Zusammenhang von Scheingesellschafterhaftung und 
pfl ichtversicherungskonformer Jahreshöchstleistung (deshalb) auch nicht ein, sondern 
thematisiert (nur) den Soziusbegriff der AVB (§ 1 Abs. 2 AVB-RSW) und die damit 
verbundenen AVB-versicherungsvertraglichen Folgen bei einer Scheinsozienhaftung 
(Durchschnittsbildung der Versicherungssumme, Zurechnungsfragen bei Risiko-
ausschlüssen), siehe ders, Scheinsozius und Scheinsozietät, 232 ff; siehe ebenso 
Offermann-Burckart, AnwBl 2014, 13 (24 ff). 
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Die von der Judikatur entwickelte Haftung des Scheingesell-
schafters infolge Nennung auf dem Briefbogen ist hier nicht 
näher auszuführen und als bekannt vorauszusetzen.53 Die hier 
zu stellende Frage ist, warum die Scheingesellschafterhaftung 
aufgrund von Rechtsscheingrundsätzen für das Pfl ichthaft-
pfl ichtversicherungsrecht maßgeblich sein soll. Ein schaden-
ersatzrechtliches Haftungskonzept hat auf den ersten Blick 
mit zwingenden Pfl ichtversicherungserfordernissen, die der 
Gesetzgeber anordnet, nichts zu tun.54

Beide Ebenen sind zu trennen. Die Judikatur entwickelt auf 
der einen Seite Haftungsgrundsätze, kann jedoch kein Pfl icht-
haftpfl ichtversicherungsrecht begründen. Der Gesetzgeber 
erlässt hingegen auf der anderen Seite Pfl ichtversicherungs-
normen und hat bei diesen als Zwangsnormen Vorgaben zu 
machen, die aus verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten des 
Grundrechtseingriff es sowohl gegenüber dem Versicherer als 
auch gegenüber dem Versicherungsnehmer möglichst kon-
kret sein sollten.55 Pfl ichtversicherungsnormen sind, da sie 
Zwangsnormen darstellen, insofern grundsätzlich nicht ex-
tensiv, sondern − ohne anderweitiger klarer (oder schlüssiger) 
Anordnung durch den Gesetzgeber − restriktiv auszulegen.

Zur Frage, ob ein Scheingesellschafter bei der Bemessung 
der verpfl ichtenden Jahreshöchstleistung zählmaßgeblich 
ist, hat sich der deutsche Gesetzgeber – jedenfalls im Zusam-
menhang mit der Einführung der PartGmbB – eindeutig ab-
schlägig geäußert. Gemäß § 51a Abs 2. BRAO a.F. hatte die 
Maximierung der Versicherungssumme bei der PartG mbB je 
„Partner“ zu erfolgen. In der seinerzeitigen Gesetzesbegrün-
dung zu § 51a Abs. 2 BRAO a.F. hatte der Gesetzgeber aus-
drücklich festgehalten, dass Partner nur jene sind, die in das 
Partnerschaftsregister eingetragen sind/werden, dies auch ex-
pressis verbis in Verbindung mit § 51a Abs. 2 BRAO a.F., der 
die für die Haftungsbeschränkung erforderliche Berufshaft-
pfl ichtversicherung normiert.56 Eindeutiger kann der Geset-
zeswortlaut im Zusammenspiel mit der Gesetzesbegründung 
nicht sein.57 Für die Interpretation, Scheingesellschafter seien 
für die Bemessung der Jahreshöchstleistung zählmaßgeblich, 
besteht daher kein Raum.

Ohne ausdrückliche Anordnung durch den Gesetzgeber ist 
das schadenersatzrechtliche Haftungskonzept der Scheinge-
sellschafterhaftung daher auch nicht (analog) auf Vorgaben 
des Pfl ichtversicherungsrechts zu übertragen. Der Gesetz-
geber hat im Zuge der BRAO-Reform mit keinem Wort dar-
getan, dass er Scheingesellschafter etwa bei der Bemessung 
der Jahreshöchstleistung mitberücksichtigt sehen möchte. Im 
Gegenteil. Er stellt – in der Nachfolge des § 51a BRAO a.F. 
und des § 59j Abs. 2 BRAO a.F. − auf den „Gesellschafter“ und 
den „Geschäftsführer“ einer Berufsausübungsgesellschaft ab. 
Das sind die tatsächlichen Gesellschafter und Geschäftsführer 
einer Berufsausübungsgesellschaft, nicht jedoch jene „zum 
Schein“. Hätte der Gesetzgeber gerade im Lichte der (ihm si-
cherlich bekannten) Diskussion um die Haftung als Schein-
gesellschafter etwas anderes gewollt, hätte er sich dazu ander-
weitig äußern müssen.

Für den Fall des Vorliegens einer Scheingesellschaft kann 
nichts anderes gelten. Die ungewollte Begründung einer 
Scheingesellschaft kann kein Anknüpfungspunkt für eine Ver-
sicherungspfl icht sein. Nach der hier vertretenen Auff assung 
möchte der Gesetzgeber mit Blick auf die Privatautonomie, die 
der zwingenden Versicherungspfl icht gegenübersteht, nur be-
wusst gewollte und dadurch konstituierte Berufsausübungs-
gesellschaften als versicherungspfl ichtig regulieren.58 Nur in 
diesem Fall kann die Berufsausübungsgesellschaft durch Vor-

haltung einer entsprechenden Berufshaftpfl ichtversicherung 
auch vorausschauend der Versicherungspfl icht nachkommen. 
Möchte der Gesetzgeber etwas anderes, muss er dies (aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen) klar anordnen.59 Der Mandant 
ist infolge der Scheinpartnerschaftshaftung ohnehin durch 
einen zusätzlich direkt zu belangenden (solidarischen) Haf-
tungsschuldner geschützt.

Warum soll der geschädigte Dritte durch die extensive Aus-
legung von Pfl ichtversicherungsnormen zusätzlich geschützt 
werden? Das Risiko eines Rechtsanwalts oder einer rechtsan-
waltlichen Berufsausübungsgesellschaft aus der Arbeit eines 
am Briefbogen abgebildeten oder nicht abgebildeten ange-
stellten Rechtsanwalts erhöht sich auch haftungstechnisch 
nicht60 und kann auch vom Telos des Pfl ichthaftpfl ichtversi-
cherungsrechts her keine Relevanz haben.

Trotz der hier geäußerten Rechtsansicht bleibt es dabei, 
dass durch vorausschauende Vertragsgestaltung auch Schein-
sozien in den Versicherungsschutz vorsorglich einzuschlie-
ßen sind. Insofern sollte in keinem Versicherungsvertrag 
einer Personengesellschaft der Passus fehlen, wonach bei der 
Bemessung der Jahreshöchstleistung auch „Scheinpartner“ 
beziehungsweise „Scheingesellschafter“ erfasst sind.61

 55 Zum Zusammenhang von Pfl ichtversicherungsrecht und Verfassungsrecht siehe Hed-
derich, Pfl ichtversicherung (2011), 144 ff, 207 ff; ebenso Wilhelmer, Berufshaftpfl icht-
versicherung Rz 508 u. 509. 

 56 Siehe BT-Drs. 17/10487, S. 15. 

 57 So zutreffend schon Hartung, BRAK-Mitt. 2014, 183. 

 58 In diesem Zusammenhang wird auch von einem entitätsbasierenden Regulierungsan-
satz gesprochen, siehe Kilian, AnwBl 2021, 228. Zur „entitätsbezogenen“ Regulierung 
als modernem Regulierungsansatz siehe auch ders, AnwBl 2017, 228 ff.  Die Berufs-
ausübungsgesellschaft, die sich zuvor bewusst konstituiert, soll versicherungspfl ichtig 
werden, nicht irgendein Scheinkonstrukt. 

 59 Diese Sicht ergibt sich nach der hier vertretenen Auffassung auch mit Blick auf die 
begrenzten oder einzugrenzenden Aufgaben (und Ressourcen) der Rechtsanwalts-
kammern, die das Einhalten der Versicherungspfl icht (zumindest rudimentär mit 
Blick auf das Vorliegen eines entsprechenden Mindestversicherungsschutzes) zu 
kontrollieren und zu überwachen haben. Wie soll die Rechtsanwaltskammer Kenntnis 
von Scheingesellschaften erhalten? Sofern man unterstellt, Scheingesellschaften 
wären versicherungspfl ichtig, wäre auch das damit verbundene Amtshaftungsrisiko der 
Rechtsanwaltskammern zu bedenken, wenn sie „auffi ndbare“ Scheingesellschaften 
nicht ausreichend erkennen und keine entsprechenden Veranlassungen treffen. 

 60 Siehe dazu auch die Begründung bei Hartung, BRAK-Mitt. 2014, 183: „Die Berück-
sichtigung der Zahl der Partner geht von der pauschalen Annahme aus, dass mit 
zunehmender Zahl der Partner, verstanden als diejenigen, die Mandate verantwortlich 
führen, die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts steigt. Wenn das auch zunächst 
einmal für die Berücksichtigung von Briefkopfpartnern sprechen würde, unterstellt 
diese führen Mandate „wie Partner“ alleine und eigenverantwortlich, so versagt das 
Argument dort, wo angestellte Anwälte verantwortlich Mandate führen, die ihrerseits 
aber nicht auf dem Briefkopf stehen – denn die Wahrscheinlichkeit eines Schadens-
eintritts steigt auch hier. Warum soll also im Fall des Briefkopfpartners etwas anderes 
gelten?“ Zu bedenken wäre noch die Fallkonstellation, ob anderes gelten müsste, wenn 
eine Berufsausübungsgesellschaft mit vier Partnern mit vierzig angestellten Anwälten 
auf dem Briefbogen im Rechtsverkehr nach außen hin auftreten, sodass Mandanten 
suggeriert wird, es läge (mit vierundvierzig „Partnern“) eine große Berufsausübungs-
gesellschaft mit entsprechendem umfangreichen Versicherungsschutz vor. Aber auch 
in dieser (theoretischen) Fallkonstellation bleibt es nach der hier vertretenen Auffassung 
dabei, dass die Jahreshöchstleistungsmaximierung mit dem 4-fachen der Mindestver-
sicherungssumme begrenzt ist. Zum einen ist angesichts der Schadenerfahrungswerte 
in der Praxis auch eine 4-fache Jahreshöchstleistungsmaximierung schon eine gute 
betragliche Absicherung beim Versicherungsschutz. Hinzu kommt die persönliche 
Haftung der angestellten Anwälte als Scheingesellschafter, auch kein unbeträchtlicher 
Haftungsfonds. Zum anderen wird eine Berufsausübungsgesellschaft in einer derartigen 
Konstellation schon dem Grunde nach nicht nur eine Mindestversicherungssumme, 
sondern auch eine risikoadäquat höhere Versicherungssumme vorhalten, sodass sich 
die 4-fache Maximierung in der Deckungsstrecke der Mindestversicherungssumme 
(spürbar) relativiert. Die Pfl ichthaftpfl ichtversicherung hat nach der hier vertretenen 
Auffassung (ohne gegenteiliger Regelung) nicht den Zweck, jede erdenkliche Schaden-
konstellation zu decken, sondern (in der Breite) das typische Haftungsrisiko einer 
Berufsausübungsgesellschaft, s dazu auch Wilhelmer, Berufshaftpfl lichtversicherung Rz 
586 ff. 

 61 Zu dieser Empfehlung siehe auch Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 322, 325. 
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2. Rechtsfolgen bei Unterhaltung einer nicht ausreichenden 
Pfl ichthaftpfl ichtversicherung

Weiters wird im Zusammenhang mit den gesetzlichen Vor-
gaben zur Vorhaltung einer verpfl ichtenden (im Fall der 
PartG mbB auch freiwilligen) Berufshaftpfl ichtversicherung 
die Ansicht vertreten, dass schon geringfügige Abweichungen 
von verpfl ichtenden Vorgaben (also jeglicher „Versicherungs-
mangel“), etwa die Nichtberücksichtigung eines Scheinge-
sellschafters bei der Bemessung der Jahreshöchstleistung im 
Versicherungsvertrag, eine persönliche Haftung der Gesell-
schafter zur Folge haben (könnten/könnte),62 sodass die Ge-
sellschafter der betroff enen Berufsausübungsgesellschaft erst 
recht direkt gegenüber dem geschädigten Dritten persönlich 
haften.63 Der Gesetzgeber gibt für diese Schlussfolgerungen 
auf der Rechtsfolgenebene bei Pfl ichtenverstößen selbst nor-
mative Vorgaben. Gemäß § 59j Abs. 3 BRAO a.F. hafteten die 
Gesellschafter einer GmbH persönlich, wenn die Berufshaft-
pfl ichtversicherung der GmbH „nicht oder nicht in dem vor-
geschriebenen Umfang“ besteht.64 Diese Regelung wird aktu-
ell (für alle haftungsbeschränkte Berufsausübungsformen) in 
§ 59n Abs. 3 BRAO n.F. fortgeführt.

Klar ist, dass bei Nichtvorhaltung der Mindestversicherungs-
summe, also etwa bei betraglich fehlendem Versicherungs-
schutz, eine derartige unmittelbare Gesellschafterhaftung 
eingreift,65 da das Vorhalten einer entsprechenden Berufshaft-
pfl ichtversicherung gerade Voraussetzung dafür ist, dass eine 
haftungsbeschränkte Gesellschaftsform vom Gesetzgeber für 
den Rechtsverkehr akzeptiert wird. Aber wann wird sich die 
Frage nach einer persönlichen Haftung stellen? Doch erst 
dann, wenn (etwa) der betragliche Versicherungsschutz nicht 
ausreicht, um eine berechtigte Haftpfl ichtforderung des ge-
schädigten Dritten auszugleichen. Auch nach der Gesetzesbe-
gründung zu § 59j Abs. 3 BRAO a.F. richtete sich die persön-
liche Haftung der GmbH-Gesellschafter ausdrücklich nach 
der Voraussetzung eines ungedeckten Vermögensschadens.66 
Solange also die Berufshaftpfl ichtversicherung praktisch ge-
sehen ausreichenden betraglichen Versicherungsschutz zur 
Verfügung stellt, stellt sich die Frage nach einer direkten Ge-
sellschafterhaftung nicht.67

Wenn dieser Gedanke – dies auch im Lichte der verfassungs-
rechtlichen Grundsätze der Erforderlichkeit und Verhältnis-
mäßigkeit68 – auf etwa eine unzureichende Maximierung 
der Versicherungssumme anhand der Pfl ichtversicherungs-
vorgaben übertragen wird, kann eine bloß theoretisch unzu-
reichende Maximierung bei der Jahreshöchstleistung (auch) 
noch nicht dazu führen, dass (etwa bei einer PartG mbB) 
die gesellschaftsbezogene Haftungsbeschränkung entfällt.69 
Schutzwürdig ist der geschädigte Dritte im Sinne der Verhält-
nismäßigkeit und Erforderlichkeit erst dann, wenn die nicht 
pfl ichtversicherungskonform vorgehaltene Berufshaftpfl icht-
versicherung wegen einer unzureichenden Jahreshöchstleis-
tung nicht zur Schadensliquidation ausreicht.

VI. Fazit

Die BRAO-Reform ist ein Meilenstein in der Anpassung des 
anwaltlichen Berufsrechts. Es liegt in der Natur der Sache, 
dass jedes neue Gesetz auch Unklarheiten mit sich bringt. 
Einige Rechtsfragen, die mit der BRAO-Reform einhergehen, 
etwa ob die einfache KG als eine nicht haftungsbeschränkte 
oder als haftungsbeschränkte Gesellschaft einzuordnen ist, 
werden in Zukunft von der Praxis geklärt werden. Einige strit-
tige Rechtsfragen klärt der Gesetzgeber − etwa im Zusammen-
hang mit der jahreshöchstleistungsbezogenen Zählung von 
Gesellschaftern einer ausländischen Berufsausübungsgesell-
schaft − durch die (zu erwartende) Novellierung der BRAO 
selbst. Negative Rechtsfolgen bei Verletzung von Zulassungs- 
und Versicherungspfl ichten sind – dem gesetzgeberischen 
Willen und dem verfassungsrechtlichen Gebot nach Verhält-
nismäßigkeit und Erforderlichkeit gemäß – jedenfalls aber 
versicherungsnehmerfreundlich(er) zu beurteilen.

Zwischen dem interpretativ ermittelten Rechtsverständ-
nis (also dem was tatsächlich rechtlich gilt beziehungswiese 
gelten soll) und einer vorsorglichen Ausgestaltung des Versi-
cherungsschutzes kann und muss es dennoch konzeptionelle 
Unterschiede geben, die in der Beratungspraxis zu berück-
sichtigen sind. Nichtsdestotrotz bleibt es wichtig, bestimmte 
Rechtsansichten zu Haftungsfragen und Versicherungsfra-
gen, insbesondere Fragen bezüglich des Pfl ichthaftpfl ichtver-
sicherungsrechts, zu hinterfragen und stets einen Diskurs um 
das dazu möglichst „richtige Recht“ (auch zum Schutze der 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte als Versicherungsneh-
mer) zu führen.

 62 Gleiches müsste auch schon bei einem schlichten Übersehen des Einschlusses eines 
neuen Gesellschafters in den Versicherungsschutz gelten, weil auch in diesem Fall der 
Gleichklang zwischen tatsächlicher Gesellschafteranzahl und pfl ichtversicherungskon-
former Maximierungsregelung fehlt. 

 63 Riechert, AnwBl 2014, 267; Zimmermann/Dörne, AnwBl Online 2022, 322, 325. 

 64 Siehe auch Henssler in Henssler/Prütting, BRAO5 § 59j Rz 12. Eine derartige ausdrück-
liche Anordnung zur Herbeiführung der gesellschaftsbezogenen Haftungsbeschränkung 
fehlt bei der PartG mbB in § 51a BRAO a.F. Dies hat seinen Grund darin, dass bei einer 
im Schadensfall bestehenden Unterdeckung mangels Vorhaltung des gebotenen Be-
rufshaftpfl ichtversicherungsschutzes die gesellschaftsbezogene Haftungsbeschränkung 
ohnehin wieder entfällt und sodann die (handelnden) Gesellschafter persönlich haften. 

 65 Henssler in Henssler/Prütting, BRAO5 § 59j Rz 12. 

 66 In BT-Drs. 13/9820, S 18. führt der Gesetzgeber dazu aus: „Wird die Berufshaftpfl icht-
versicherung nicht oder nicht in dem vorgeschriebenen Umfang unterhalten und wird 
aus diesem Grund der Vermögensschaden eines Mandanten nicht von der Berufshaft-
pfl ichtversicherung abgedeckt (Hervorhebung durch den Autor), haften nach Absatz 
4 neben der Gesellschaft auch die Gesellschafter persönlich in Höhe des fehlenden 
Versicherungsschutzes“. Voraussetzung für die persönliche Haftung ist daher ein unge-
deckter Schaden. Allein der abstrakte Versicherungsmangel reicht für den Eintritt einer 
persönlichen Haftung nicht aus. 

 67 So zutreffend auch Diller in Henssler/Prütting, BRAO5 § 51a Rz 26. 

 68 Siehe dazu FN 55. 

 69 Diller in Henssler/Prütting, BRAO5 § 51a Rz 26. 
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